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1. Prüfungsauftrag

Unser nachstehend erstatteter Bericht über die freiwillige Prüfung des Jahresabschlusses und Lageberichts

der Entwicklungs- und Verwaltungsgesellschaft Halle-Saalkreis mbH zum 31. Dezember 2025 ist an das ge-

prüfte Unternehmen ge rich tet.

In der Aufsichtsratssitzung vom 01. Oktober 2025 der

Entwicklungs- und Verwaltungsgesellschaft Halle-Saalkreis mbH,

Halle (Saale)
(im Folgenden auch ”EVG“ oder ”Gesellschaft“ genannt)

wurden wir zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025 bis zum 31. Dezember 2025 ge-

wählt. Dar auf hin be auftragte uns die Geschäftsführung der Gesellschaft, den Jah resab schluss unter Einbe zie-

hung der Buchfüh rung und den Lagebericht für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025 bis zum 31. Dezember

2025 frei willig in entsprechender Anwendung der §§ 316 und 317 HGB zu prüfen.

Darüber hinaus wurden wir beauftragt, die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung gemäß § 53 Haushalts-

grundsätzegesetz (HGrG) zu prüfen.

Die Gesellschaft ist nach den in § 267 Abs. 1 HGB bezeichneten Größenmerkmalen als kleine Kapitalgesell-

schaft einzustufen und daher nicht prüfungspflichtig gemäß §§ 316 ff. HGB. Die Aufstellung und Prüfung

des Jahresabschlusses und des Lageberichts erfolgt gemäß § 133 Abs. 1 Nr. 3 KVG LSA und § 14 Abs. 2

des Gesellschaftsvertrages. Die Gesellschaft hat den Jahresabschluss nach den für große Kapitalgesell-

schaften geltenden Vorschriften aufzustellen.

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprü fung die an wendbaren Vor-

schriften zur Un abhängigkeit beachtet haben.

Wir haben diesen Prüfungsbericht nach dem PS KMU 7 (09.2022) "IDW Prüfungsstandard für weniger kom-

plexe Einheiten: Prüfungsurteil, Berichterstattung und Archivierung" des Insti tuts der Wirtschaftsprüfer in

Deutschland e.V. (IDW), Düs seldorf er stellt.

Unserem Auftrag liegen die als Anlage 8 beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingungen für

Wirt schaftsprüferinnen, Wirt schaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften in der Fassung vom 1.

Ja nuar 2024 zugrun de. Die Hö he unserer Haftung be stimmt sich nach Nr. 9 Abs. 2 der Allgemeinen Auftrags-

bedingungen. Im Verhältnis zu Dritten sind Nr. 1 Abs. 2 und Nr. 9 der Allge meinen Auftragsbedingungen

maß ge bend.
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2. Grundsätzliche Feststellungen

2.1 Lage des Unternehmens

2.1.1 Stellungnahme zur Lagebeurteilung der gesetzlichen Vertreter

Gemäß § 321 Abs. 1 Satz 2 HGB nehmen wir nachfolgend in unserer vorangestell ten Be richter stattung zur

Be ur teilung der Lage des Unternehmens im Jahresabschluss und im Lagebericht durch die gesetzlichen Ver-

treter Stel lung.

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung ist die Annahme der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu treffend.

Geschäftsverlauf und Lage der Gesellschaft

Hervorzuheben sind insbesondere folgende Aspekte:

Die Entwicklungs- und Verwaltungsgesellschaft Halle-Saalkreis mbH (EVG) nimmt als Komplementärin der

Entwicklungsgesellschaft Industriegebiet Halle-Saalkreis mbH & Co. KG  (EgIG) deren Geschäftsführung

wahr, vertritt diese und haftet für sie. 

Die Stadt Halle (Saale) hatte die EgIG mit der Durchführung der öffentlichen Erschließung des Star Parks im

Jahr 2007 beauftragt. Auf dieser Grundlage führt die EgIG mit ihrer geschäftsführenden Komplementärin, der

EVG, die Erschließung des Gebietes inklusive verschiedener Nacherschließungsprojekte durch. Die Nacher-

schließung des ersten Bauabschnittes wurde im Jahr 2020 im Rahmen einer öffentlichen Ausschreibung zu

einer Vergabeentscheidung geführt. Die Erschließungsmaßnahme selbst wurde im Juni 2021 abgeschlossen.

Die Prüfung des Verwendungsnachweises mit Erteilung des Schlussbescheides vom 27.07.2024 ergab, dass

die Zuschüsse sachgerecht eingesetzt wurden. Diese Nacherschließung stellte lediglich einen ersten Bauab-

schnitt der insgesamt erforderlichen infrastrukturellen Nacherschließung dar. Zwei weitere Bauabschnitte sind

als Voraussetzung zur Nutzbarmachung verbliebener Restansiedlungsflächen erforderlich.

Für den zweiten Bauabschnitt der Nacherschließung der Infrastruktur des nördlichen Teils des Star Parks

wurde im Oktober 2020 ein weiterer GRW-Fördermittelantrag durch die Stadt Halle (Saale) über eine Investi-

tionssumme von 20,7 Mio. € bei der Investitionsbank Sachsen-Anhalt eingereicht. Der Fördermittelantrag wur-

de durch Einreichung der Z-Bau Unterlagen (Entwurfsplanung) im Oktober 2022 komplettiert. Die Kostenbe-

rechnung für diese Maßnahme lag bei 22,2 Mio. €.

Die anschließenden Leistungsphasen wurden nahtlos angeschlossen, um nach Erhalt des Zuwendungsbe-

scheides umgehend mit den Baumaßnahmen beginnen zu können. Der Zuwendungsbescheid vom

20.12.2024 liegt der EgIG vor.

Für den 3. Bauabschnitt der infrastrukturellen Nacherschließung des nördlichen Teils des Star Park zur Anbin-

dung mittels Gleisanlage wurde ebenfalls durch die Stadt Halle (Saale) ein Fördermittelantrag erstellt. Der Zu-

wendungsbescheid wurde für dieses Projekt am 15.11.2024 erteilt.
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Am 21.12.2020 erhielt die EVG für das Förderprogramm „Stärkung der Transformationsdynamik und Auf-

bruch in den Revieren und an den Kohlekraftwerkstandorten – STARK“ einen Zuwendungsbescheid für För-

dermittel in von Höhe bis zu 2,6 Mio. € bis zum Jahr 2024. Da diese Zuwendung zum 31.12.2024 auslief, wur-

de durch die Komplementärin, der EVG am 18.03.2024 ein STARK-Folgeantrag für weitere 4 Jahre gestellt.

Dieser wurde am 05.12.2024 mit einer Zuwendung in Höhe von 4,0 Mio. € positiv durch das Bundesamt für

Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle beschieden. Im Wesentlichen wird mit diesen Mitteln das Projekt

"RAW-Gelände" vorangetrieben.

Die EgIG erhielt am 05.06.2025 einen vorläufigen Fördermittelbescheid für die Revitalisierung des RAW-Ge-

ländes in Höhe von insgesamt 122,14 Mio. € nach dem Investitionsgesetz Kohleregionen. 

Maßnahmen zur Finanzierung wurden ebenfalls durchgeführt. Der Stadtrat hat am 27.08.2025 die Übernahme

einer Bürgschaft zugunsten der EgIG in Höhe von 22 Mio. € beschlossen und die Bürgschaftserklärung am

01.12.2025 abgeschlossen. Die EgIG hat am 08.12.2025 einen Kontokorrentkreditvertrag zur Finanzierung

der Eigenanteile, nicht förderfähigen Kosten und Zinskosten des Projektes abgeschlossen. 

Der Jahresabschluss 2025 der EVG weist einen Jahresüberschuss in Höhe von 73,2 T€ (im Vorjahr:

101,4 T€) aus und liegt damit ca. 63,2 T€ über dem geplanten Gewinn.

Das mit der Stadt Halle für die Entwicklungsmaßnahme Heide-Süd pauschal vereinbarte Jahreshonorar i.H.v.

226,9 T€ Netto, deckte im Jahr 2025 vollständig die mit der Entwicklungsmaßnahme einhergehenden Verwal-

tungskosten.

Das Bankguthaben beträgt zum Stichtag 31.12.2025 349,7 T€ (Vorjahr TEUR 466,0 T€). In den liquiden Mit-

teln waren im Vorjahr Vorabrufe von Fördermitteln enthalten. Die Überzahlungen waren im Vorjahr in den

Rückstellungen enthalten. Die Zahlungsfähigkeit der Gesellschaft war während des gesamten Geschäftsjah-

res 2025 gesichert. Die Reduzierung des Bankguthabens gegenüber dem Vorjahr ergibt sich aus den Vor-

abrufen der Fördermittel im Vorjahr. 
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Voraussichtliche Entwicklung der Gesellschaft

Die Darstellung der voraussichtlichen Entwicklung der Entwicklungs- und Verwaltungsgesellschaft im La ge be-

richt basiert auf An nahmen, bei de nen Be urteilungsspielräume vorhanden sind. Wir halten diese Dar stel lung

für plau si bel. In die sem Zu sammen hang ist insbesondere auf folgende Kernaussagen hin zuwei sen:

Die Planungsvorbereitungen zur Umsetzung der Revitalisierung des RAW-Geländes schreiten weiter voran.Im

Jahr 2024 wurde eine bauhistorische Untersuchung durchgeführt. Im Jahr 2025 wurde das Gebiet untersucht

und ein artenschutzrechtlicher Fachbeitrag (Relevanzprüfung potenzieller Arten, Erfassung der faunistischen

und floristischen Situation im Untersuchungsgebiet durch Kartierungen (z. B. Brutvögel, Herpetofau-

na/Reptilien/Amphibien), Prüfung der Verbotstatbestände (§ 44 Abs. 1 BNatSchG), Maßnahmenplanung) be-

gonnen, welche Anfang des Jahres 2026 finalisiert werden konnte Im Jahr 2026 wird mit der Umsetzung der

Maßnahmen begonnen, welche bis Mitte des Jahres 2027 abgeschlossen werden müssen, da sonst nicht mit

der Altlastensanierung begonnen werden kann

Der zweite Bauabschnitt der Nacherschließung der Infrastruktur des nördlichen Teils des Star Parks soll bis

zum Jahr 2028 abgeschlossen sein. Es wurden bis zu 90% der förderfähigen Kosten als Zuschuss in Höhe

von 19.966.065,21 € beschieden.

Für den 3. Bauabschnitt der infrastrukturellen Nacherschließung des nördlichen Teils des Star Park zur Anbin-

dung mittels Gleisanlage wurden bis zu 90% der förderfähigen Kosten in Höhe von 1.979.065,71 € bei bean-

tragten Projektgesamtkosten in Höhe von 2,73 Mio. € beschieden. Diese Maßnahme soll im Jahr 2027 abge-

schlossen werden.

Für das Haushaltsjahr 2026 wurde ein Überleitungsvereinbarung zur Entwicklungsmaßnahme Heide-Süd ab-

geschlossen. Die Gesellschaft wird diese Aufgabe mit eigenen Ressourcen und unter Einbindung eines exter-

nen Dienstleisters zu einem mit der Stadt Halle (Saale) vertraglich vereinbarten Entgelt ausführen. Der Ab-

schluss der Entwicklungsmaßnahme hat sich insbesondere in Bezug auf die Entwicklung und Vermarktung

des letzten Wohngebietes Am Grünen Dreieck verzögert. Daher ist der Entwicklungsträgervertrag mit der

EVG von der Stadt Halle (Saale) unter Anwendung der vertraglich vereinbarten Verlängerungsoption bis zum

31.12.2026 erweitert worden. Ob weitere Leistungen im Jahr 2027 im Rahmen der noch zu erfüllenden Aufga-

ben in Heide Süd durch die EVG erbracht werden sollen, steht zum Zeitpunkt der Berichterstellung noch nicht

fest.

Insgesamt wird von einem tragfähigen Bestand des Unternehmens im Mittelfristzeitraum ausgegangen.
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2.1.2 Beurteilung der Lage und der künftigen Entwicklung

Aufgrund unserer Prüfung der Unterlagen der Gesellschaft erscheint uns die Darstellung durch die Ge-

schäftsführung im Jahresabschluss und Lagebericht zutreffend.

Tatsachen, die den Bestand des Unternehmens gefährden oder seine Entwicklung wesentlich be einträchti gen

können, ergeben sich aus unserer Sicht nicht.

Unrichtigkeiten oder Tatsachen, die schwerwiegende Verstöße der gesetzlichen Vertreter oder von Arbeit-

nehmern gegen Gesetz, Gesellschaftsvertrag oder Satzung darstellen, haben wir im Rahmen der Ab-

schlussprüfung nicht festgestellt.
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3. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung

3.1 Gegenstand der Prüfung

Im Rahmen des uns erteilten Auftrags haben wir gemäß § 317 HGB den nach deutschen Rechnungslegungs-

vorschriften aufgestellten Jahresabschluss (unter Einbeziehung der Buchführung) und den Lagebericht auf die

Ein hal tung der ein schlägi gen gesetzlichen Vor schriften und der sie ergänzenden Bestimmungen des Gesell-

schaftsvertrags geprüft.

Die gesetzlichen Vertreter tragen die Verantwortung für die Rechnungslegung, die dazu eingerichteten in ter-

nen Kontrollen und die gegenüber uns als Abschlussprü fer gemachten Anga ben. Unsere Auf gabe als Ab-

schlussprüfer ist es, diese Unterla gen unter Einbeziehung der Buchfüh rung und die gemachten Anga ben im

Rahmen unserer pflichtge mä ßen Prüfung zu beurteilen.

Wir haben die Prüfung im Monat Mai 2026 in den Ge schäfts räu men der Gesellschaft in Halle (Saale) durch-

ge führt. Die Schlussbearbeitung des Auf trags er folgte in unseren Ge schäfts räu men.

Bei der Prüfung beachteten wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 Haushaltsgrund-

sätzegesetz (HGrG), die "Grundsätze für die Prüfung von Unternehmen nach § 53 HGrG" (Anlage zur VV zu

§ 68 LHO) sowie den IDW-Prüfungsstandard "Berichterstattung über die Erweiterung der Abschluss prüfung

nach § 53 HGrG (IDW PS 720).

3.2 Art und Umfang der Prüfungsdurchführung

Art und Umfang der beim vorliegenden Auftrag erforderlichen Prüfungshandlungen haben wir im Rah men un-

serer Eigenverantwortlichkeit nach pflichtgemäßem Ermessen bestimmt, das durch ge setzliche Regelun gen

und Verordnungen, der vom IDW festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmä ßi ger Abschlussprüfung

unter Anwendung der IDW Prüfungsstandards für weniger komplexe Einheiten so wie ggf. er wei tern de

Be din gun gen für den Auftrag und die jeweiligen Berichts pflich ten be grenzt wird.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Be ach tung der vom

IDW fest ge stell ten deut schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung unter Anwendung der IDW

Prüfungsstandards für weniger komplexe Einheiten vor ge nom men. Da nach ist die Prü fung so zu pla nen und

durch zu füh ren, dass mit hinrei chender Si cher heit beur teilt wer den kann, ob der Jahresabschluss (unter Einbe-

ziehung der Buchführung) und der Lagebericht frei von we sentli chen falschen Darstellungen aufgrund von do-

losen Handlungen oder Irrtümern sind. Im Rah men der Prü fung wer den Nach weise für die An ga ben in

Buch füh rung, Jahresabschluss und Lagebericht auf der Ba sis von Stichpro ben be ur teilt. Die Prü fung um fasst

die Be ur tei lung der an ge wandten Bi lan zierungs-, Be wer tungs- und Glie de rungs grund sätze und der

we sentli chen Ein schät zun gen der Geschäftsführung so wie die Wür di gung der Ge samt dar stel lung des

Jah res ab schlus ses und des Lageberichts. Wir sind der Auf fas sung, dass unsere Prü fung ei ne hin rei chend

si chere Grund la ge für unsere Prüfungsurteile bil det.
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Im Rahmen unseres risikoorientierten Prüfungsvorgehens erarbeiteten wir zu nächst eine Prü fungsstra tegie.

Diese beruhte auf einer Einschätzung des Unternehmensumfeldes und auf Auskünf ten der Geschäftslei tung

über die we sentlichen Unternehmensziele und Ge schäftsri si ken.

Wir haben unsere aussagebezogenen Prüfungshandlungen an den Ergebnissen unserer Be ur tei lung des

rech nungs le gungsbezogenen internen Kontrollsystems ausgerichtet.

Die in unserer Prüfungsstrategie identifizierten kritischen Prüfungsziele führten zu folgenden Schwer punkten

unse rer Prüfung:

- Analyse der einzelnen Unternehmensprozesse (Einkauf Dienstleistungen, Beratungstätigkeit, Zahlungs-

verkehr, Personal)

- Prüfung der korrekten Abgrenzung von Forderungen und Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistun-

gen

- Analyse der Entwicklung der Umsatzerlöse und Aufwendungen aus der Beratungstätigkeit

- Überprüfung der Angaben im Anhang auf Vollständigkeit und Richtigkeit.

Gegenstand unserer Prüfung waren auch die Angaben im Lagebericht, insbesondere die prognosti schen An-

gaben.

Die Eröffnungsbilanzwerte wurden ordnungsgemäß aus dem von uns geprüften Vorjahresab schluss über-

nommen.

Alle von uns erbetenen, nach pflichtgemäßem Ermessen zur ordnungsmäßigen Durchführung der Prü fung

von den gesetzlichen Vertretern benötigten Aufklärungen und Nachweise wur den erbracht. Die Geschäftsfüh-

rung hat uns die Vollständig keit dieser Aufklärungen und Nachweise sowie der Buchführung, des Jahresab-

schlusses und des Lageberichts in der von uns ein gehol ten Voll ständigkeitserklärung schrift lich be stätigt.
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4. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung

4.1 Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung

4.1.1 Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen

Im Rahmen unserer Prüfung stellen wir fest, dass die Buchführung und die weiteren geprüf ten Un ter lagen in

allen wesentlichen Belangen den ge setzli chen Vor schrif ten ein schließ lich der Grund sätze ord nungsmäßiger

Buchführung sowie der Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags entsprechen.

Die Organisation der Buchführung, das interne Kontrollsystem, der Datenfluss und das Belegwesen er mögli-

chen die vollständige, richtige, zeitgerechte und geordnete Erfassung und Buchung der Ge schäfts vorfälle.

Die aus den weiteren geprüften Unterlagen entnommenen Informationen wurden nach dem Ergebnis unserer

Prü fung in allen wesentlichen Belangen ordnungsgemäß in der Buchführung, im nach deut schen Rech-

nungsle gungs vor schrif ten auf gestellten Jahresabschluss und im Lagebericht abgebildet.

Die Buchführung wird IT-gestützt unter Verwendung von DATEV Kanzlei Rechnungswesen durchgeführt. Die

Ordnungsmäßigkeit der ange wandten Software ist von der EY GmbH & Co.KG, Wirtschafts prüfungs ge-

sellschaft, geprüft und am 9. Mai 2025 bestätigt.

4.1.2 Jahresabschluss

In dem uns zur Prüfung vorgelegten, nach deut schen Rechnungslegungsvorschriften aufgestellten Jah res ab-

schluss zum 31. Dezember 2025 wurden in allen wesentlichen Belangen alle für die Rech nungsle gung gel ten-

den ge setzli chen Vor schrif ten ein schließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh rung und aller größen-

ab hän gi gen, rechts form gebun denen oder wirtschaftszweigspezifischen Regelungen sowie der Be stimmungen

des Gesell schaftsvertrags beachtet.

Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung der Entwicklungs- und Verwaltungsgesellschaft für das Ge-

schäftsjahr vom 1. Januar 2025 bis zum 31. Dezember 2025 sind nach unseren Feststellungen ord nungs mä-

ßig aus der Buch füh rung und aus den weite ren geprüften Unterlagen abgeleitet. Die ein schlä gigen An satz-,

Aus weis- und Be wer tungs vor schriften wur den dabei ebenso in allen wesentlichen Be langen be achtet wie der

Stetig keits grund satz des § 252 Abs. 1 Nr. 6 HGB.

Die Bilanzierung erfolgt nach den maßgeblichen Bestimmungen des HGB, entsprechend der er gänzenden

Vorschriften des KVG LSA, für große Kapitalgesellschaften.

Zur Ordnungsmäßigkeit der im Anhang gemachten Angaben, über die von uns nicht an anderer Stelle be-

richtet wird, stellen wir fest, dass die Berichterstattung im Anhang durch die gesetzli chen Ver treter voll ständig

und im gesetzlich vorgeschriebenen Umfang ausgeführt wurde.
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4.1.3 Lagebericht

Unsere Prüfung hat ergeben, dass der Lagebericht mit dem Jahresabschluss sowie mit unseren bei der Prü-

fung gewonnenen Erkenntnissen im Einklang steht und insgesamt eine zutreffende Vorstellung von der Lage

der Gesellschaft vermittelt. Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung sind zutreffend dargestellt. Der

Lagebericht enthält die nach § 289 HGB erforderlichen Angaben und Erläuterungen.

4.2 Gesamtaussage des Jahresabschlusses

4.2.1 Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses

Der Jahresabschluss der EVG vermittelt gemäß § 264 Absatz 2 HGB insgesamt unter Beachtung der Grund-

sät ze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver mö-

gens-, Finanz- und Ertragslage.

4.2.2 Bewertungsgrundlagen

Die Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze des Vorjahres wurden beibehalten. Die Bewertungsstetigkeit

wurde gewahrt.

Hinsichtlich der allgemeinen Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden verweisen wir auf die ausführlichen und

zutreffenden Darstellungen im Anhang der Gesellschaft.
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4.3 Vermögens-, Finanz- und Ertragslage

4.3.1 Vermögenslage und Kapitalstruktur

Vermögenslage und Kapitalstruktur sowie deren Veränderungen gegenüber dem Vorjahr ergeben sich aus

den folgenden Zusammenstellungen der Bilanzzahlen in TEuro für die beiden Abschlussstichta ge 31. Dezem-

ber 2025 und 31. Dezember 2024.

Bilanz zum Bilanz zum Änderung ggü.
31.12.2025 31.12.2024 d. Vorjahr in
TEuro % TEuro % TEuro %

AKTIVA

Sachanlagen 5,3 0,9 4,1 0,7 1,2 29,3
Anlagevermögen 5,3 0,9 4,1 0,7 1,2 29,3
Forderungen 110,0 18,4 88,1 15,5 21,9 24,9
sonstige Vermögensgegenstände 128,2 21,4 5,5 1,0 122,7 2.230,9
Flüssige Mittel/Wertpapiere 349,7 58,4 466,0 81,9 -116,3 -25,0
Umlaufvermögen 587,9 98,2 559,6 98,3 28,3 5,1
Rechnungsabgrenzungsposten 5,2 0,9 5,3 0,9 -0,1 -1,9

Summe Aktiva 598,4 100,0 569,0 100,0 29,4 5,2

Bilanz zum Bilanz zum Änderung ggü.
31.12.2025 31.12.2024 d. Vorjahr in
TEuro % TEuro % TEuro %

PASSIVA

Eigenkapital 499,7 83,5 426,6 75,0 73,1 17,1
Rückstellungen 32,2 5,4 99,9 17,6 -67,7 -67,8
Lieferverbindlichkeiten 31,7 5,3 35,6 6,3 -3,9 -11,0
sonstige Verbindlichkeiten 34,8 5,8 7,0 1,2 27,8 397,1
Verbindlichkeiten 66,5 11,1 42,6 7,5 23,9 56,1

Summe Passiva 598,4 100,0 569,0 100,0 29,4 5,2



Entwicklungs- und Verwaltungsgesellschaft Halle-Saalkreis mbH

Prüfungsbericht zum 31. Dezember 2025 Seite 11

4.3.2 Finanzlage

Die Finanzlage des Unternehmens ist geprägt durch einen hohen Bestand an flüssigen Mitteln. Kurzfristig

kann die Gesellschaft alle fälligen Verpflichtungen aus den liquiden Mitteln begleichen. Das Anlagevermö gen

ist vollständig durch das Eigenkapital gedeckt. Forderungen und Verbindlichkeiten werden fristgerecht be-

dient.

Nachfolgend wird die Entwicklung der finanziellen Lage der Gesellschaft anhand einer Kapitalflussrechnung

dar ge stellt:

2025 2024
Euro Euro

Periodenergebnis 73.151,89 101.411,70
+ Abschreibungen auf Gegenstände des Anlagevermögens 4.673,67 4.365,16

+/- Zunahme / Abnahme der Rückstellungen -67.707,28 -30.106,87
+/-

Leistungen
Abnahme / Zunahme der Forderungen aus Lieferungen und

34.194,85 -11.396,84
+/-

Investitions- oder Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind
Abnahme / Zunahme anderer Aktiva, die nicht der

-177.025,30 76.904,96
+/-

und Leistungen
Zunahme / Abnahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen

-3.924,68 19.741,65
+/-

Investitions- oder Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind
Zunahme / Abnahme anderer Passiva, die nicht der

27.867,53 -59.109,09
-

Anlagevermögens
Gewinn aus dem Abgang von Gegenständen des

0,00 294,12
+ Ertragsteueraufwand -0,40 -0,68

+/- Ertragsteuerzahlungen -1.652,70 -575,33

= Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit -110.422,42 100.940,54

+
Sachanlagevermögens
Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des

0,00 294,12
- Auszahlungen für Investitionen in das Sachanlagevermögen 5.881,67 4.735,16

Cashflow aus der Investitionstätigkeit -5.881,67 -4.441,04

(Summe der Cashflows)
Zahlungswirksame Veränderungen des Finanzmittelfonds

-116.304,09 96.499,50
+ Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 466.004,42 369.504,92

= Finanzmittelfonds am Ende der Periode 349.700,33 466.004,42
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4.3.3 Ertragslage

Die aus der Gewinn- und Verlustrechnung abgeleitete Gegenüberstellung der Erfolgsrechnungen der beiden

Geschäftsjahre 2025 und 2024 zeigt folgendes Bild der Ertragslage und ihrer Verän derun gen:

01.01. bis 01.01. bis Änderung ggü.
31.12.2025 31.12.2024 d. Vorjahr in

TEuro % TEuro % TEuro %

Umsatzerlöse 497,6 100,0 561,7 100,0 -64,1 -11,4
sonstige betriebliche Erträge 576,9 115,9 669,2 119,1 -92,3 -13,8
Finanzerträge 6,3 1,3 5,8 1,0 0,5 8,6
Erträge gesamt 1.080,8 217,2 1.236,7 220,2 -155,9 -12,6

Materialaufwand 353,1 71,0 449,8 80,1 -96,7 -21,5
Personalaufwand 501,1 100,7 558,7 99,5 -57,6 -10,3
Abschreibungen 4,7 0,9 4,4 0,8 0,3 6,8
sonstige betriebliche Aufwendungen 148,7 29,9 122,4 21,8 26,3 21,5
Aufwendungen gesamt 1.007,6 202,5 1.135,3 202,1 -127,7 -11,2

Jahresergebnis 73,2 14,7 101,4 18,1 -28,2 -27,8

Die Umsatzerlöse sind im Vergleich zum Vorjahr gesunken Grund hierfür sind die verringerten Projektentgelte

für das Projekt "RAW-Gelände" (TEuro - 43,0) und der leichte Rückgang von Dienstleistungsentgelten gegen-

über der Stadt Halle (TEuro - 13,1).

Sonstige betriebliche Erträge sind insbesondere aufgrund der Mittelabforderungen aus dem STARK-För der-

pro gramm (TEuro 546,4 Vorjahr TEuro 598,5) gesunken.

Der Aufwand für Fremdleistungen für die STARK-Maßnahmen hat sich entsprechend um TEuro 98,3 verrin-

gert.

Im Geschäftsjahr hat sich die Zahl der durchschnittlichen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer reduziert. Im

Durchschnitt waren 7 Personen beschäftigt (Vorjahr: 8).

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen sind im Vergleich zum Vorjahr etwas erhöht. Als wesentliche Än-

derung sind die Stark-Sachkosten zu nennen, die im Berichtsjahr erstmalig in diesem Posten aufgeführt sind

(TEuro +39).
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5. Feststellungen gemäß § 53 HGrG

Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG be achtet.

De ment sprechend haben wir auch geprüft, ob die Geschäfte ordnungs gemäß, d.h. mit der er for derli chen

Sorg falt und in Übereinstimmung mit den einschlägigen handels rechtlichen Vor schrif ten, den Be stim mungen

des Gesellschaftsvertrags und der Ge schäftsordnung für die Ge schäfts füh rung ge führt wor den sind.

Die erforderlichen Feststellungen haben wir in diesem Bericht und in Anlage 6 (Prüf- und Er he bungs liste zu

den Feststellungen nach § 53 HGrG auf der Grundlage des IDW PS 720-Fragenkatalogs zur Bericht er stat-

tung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG) dargestellt. Über diese Fest stellun gen hin-

aus hat unsere Prüfung keine Be sonderheiten er ge ben, die nach unserer Auf fas sung für die Be ur tei lung der

Ord nungsmäßig keit der Ge schäftsfüh rung von Be deutung sind.
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6. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks und Schlussbemerkung

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung haben wir am 15. Mai 2026 dem als Anlagen 1 bis 3 bei ge füg ten Jah res-

ab schluss der Entwicklungs- und Verwaltungsgesellschaft Halle-Saalkreis mbH, Halle (Saale), zum 31. De-

zember 2025 und dem als An la ge 4 bei ge füg ten La gebericht für das Geschäftsjahr 2025 den folgenden Be-

stäti gungs ver merk er teilt, der von uns an dieser Stelle wieder gegeben wird:

"BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS

An die Entwicklungs- und Verwaltungsgesellschaft Halle-Saalkreis mbH

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Entwicklungs- und Verwaltungsgesellschaft Halle-Saalkreis mbH – be-

stehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2025 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr

vom 1. Januar 2025 bis zum 31. Dezember 2025 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilan-

zierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Entwicklungs-

und Verwaltungsgesellschaft Halle-Saalkreis mbH für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025 bis zum 31. De-

zember 2025 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

· entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für Kapitalge-

sellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der

Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2025 sowie ihrer Ertragslage für das

Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025 bis zum 31. Dezember 2025 und

· vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In al-

len wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den

deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-

treffend dar.  

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ord-

nungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB

unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-

mäßiger Abschlussprüfung unter Anwendung der IDW Prüfungsstandards für weniger komplexe Einheiten
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durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt

„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres

Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Überein-

stimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonsti-

gen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung,

dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere

Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen,

für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht,

und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-

rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der

Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie

in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt

haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Dar-

stellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermögens-

schädigungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit

der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Ver-

antwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlä-

gig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungs-

grundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder

rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt

ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem

Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und

Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich

für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung

eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu er-

möglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu kön-

nen.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft

zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.
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Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei

von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der La-

gebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen

Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang

steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-

wicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum

Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstim-

mung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen

Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung unter Anwendung der IDW Prüfungsstandards für weniger

komplexe Einheiten durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Dar-

stellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angesehen,

wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage die-

ses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beein-

flussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung.

Darüber hinaus

· identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jahresabschluss und

im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, planen und führen Prüfungshandlungen

als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet

sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass eine aus dolosen Handlun-

gen resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, ist höher als das Risiko, dass ei-

ne aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, da dolose Handlun-

gen kollusives Zu sammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstel-

lungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.

· erlangen wir ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen Kontrol-

len und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs-

handlungen zu planen, die unter den Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prü-

fungsurteil zur Wirksamkeit der internen Kontrollen der Gesellschaft bzw. dieser Vorkehrungen und Maß-

nahmen abzugeben.

· beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungs-

methoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte

und damit zusammenhängenden Angaben.
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· ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern angewand-

ten Rechnungs legungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage

der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen

oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung

der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche

Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im

Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen

sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der

Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige

Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstä-

tigkeit nicht mehr fortführen kann.

· beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt einschließlich der Anga-

ben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt,

dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung

ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der

Gesellschaft vermittelt.

· beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und

das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft.

· führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten

Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir

dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde ge-

legten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten

Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben

sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeid-

bares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen.
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Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und die

Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger bedeutsamer

Mängel in internen Kontrollen, die wir während unserer Prüfung feststellen."

Vorstehenden Prüfungsbericht erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschrif ten und dem

IDW Prüfungsstandard für weniger komplexe Einheiten: Prüfungsurteil, Berichterstattung und Archivierung

(IDW PS KMU 7 (09.2022)).

Halle (Saale), 15. Mai 2026 WIBEST Treuhand GmbH
      Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
          Steuerberatungsgesellschaft 

         Christian Böhme
        Wirtschaftsprüfer
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 Anlage 1

BILANZ zum 31. Dezember 2025

Entwicklungs- und Verwaltungsgesellschaft Halle-Saalkreis mbH

AKTIVA
 

Euro
Geschäftsjahr

Euro
Vorjahr

Euro
 

A. Anlagevermögen
 

I. Immaterielle Vermögensgegenstände
 

1. entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche
Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte sowie
Lizenzen an solchen Rechten und Werten 8,00 8,00

 
II. Sachanlagen

 

1. andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstat-
tung 5.335,00 4.127,00

 

Summe Anlagevermögen 5.343,00 4.135,00
 

B. Umlaufvermögen
 

I. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände
 

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 36.878,44 71.073,29
2. Forderungen gegen Unternehmen, mit denen ein

Beteiligungsverhältnis besteht 73.078,72 17.049,15
3. sonstige Vermögensgegenstände 128.229,67 5.477,79

238.186,83 93.600,23
 

II. Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben bei
Kreditinstituten und Schecks 349.700,33 466.004,42

 

Summe Umlaufvermögen 587.887,16 559.604,65
 

C. Rechnungsabgrenzungsposten 5.192,70 5.295,75
 

598.422,86 569.035,40

PASSIVA
 

Euro
Geschäftsjahr

Euro
Vorjahr

Euro
 

A. Eigenkapital
 

I. Gezeichnetes Kapital 25.000,00 25.000,00
 

II. Kapitalrücklage 401.554,99 300.143,29
 

III. Jahresüberschuss 73.151,89 101.411,70
 

Summe Eigenkapital 499.706,88 426.554,99
 

B. Rückstellungen
 

1. sonstige Rückstellungen 32.204,38 99.911,66
 

C. Verbindlichkeiten
 

1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 31.689,53 35.614,21
2. sonstige Verbindlichkeiten 34.822,07 6.954,54

66.511,60 42.568,75
 

598.422,86 569.035,40



Anlage 2
GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG vom 01.01.2025 bis 31.12.2025

Entwicklungs- und Verwaltungsgesellschaft Halle-Saalkreis mbH

Geschäftsjahr
Euro

Vorjahr
Euro

 
1. Umsatzerlöse 497.588,32 561.734,83

 

2. sonstige betriebliche Erträge 576.929,88 669.179,58
 

3. Materialaufwand
a) Aufwendungen für bezogene Leistungen 353.130,31 449.845,77

 

4. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter 416.786,38 462.783,52
b) soziale Abgaben und Aufwendungen für

Altersversorgung und für Unterstützung 84.331,45 95.940,89
501.117,83 558.724,41

 

5. Abschreibungen
a) auf immaterielle Vermögensgegenstände

des Anlagevermögens und Sachanlagen 4.673,67 4.365,16
 

6. sonstige betriebliche Aufwendungen 148.711,25 122.377,27
 

7. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 6.266,35 5.809,22
 

8. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 0,40- 0,68-
 

9. Ergebnis nach Steuern 73.151,89 101.411,70
 

10. Jahresüberschuss 73.151,89 101.411,70
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Entwicklungs- und Verwaltungsgesellschaft Halle-Saalkreis mbH

ANHANG FÜR DAS GESCHÄFTSJAHR 2025

Allgemeine Angaben zum Jahresabschluss

Angaben zur Identifikation der Gesellschaft laut Registergericht

Firmenname laut Registergericht: Entwicklungs- und Verwaltungsgesellschaft Halle-Saalkreis

mbH    

Firmensitz laut Registergericht: Halle (Saale)

Registereintrag: Handelsregister

Registergericht: Stendal

Register-Nr.: 213182

Allgemeine Angaben zu Inhalt und Gliederung des Jahresabschlusses

Der vorliegende Jahresabschluss der Entwicklungs- und Verwaltungsgesellschaft Halle-Saalkreis mbH wur de

auf der Grundlage der Rech nungs le gungs vor schrif ten des Han delsgesetzbuches, der einschlägigen Vor-

schriften des GmbH-Gesetzes so wie des Ge sell schaftsvertra ges auf ge stellt.

Angaben, die wahlweise in der Bilanz gemacht wer den kön nen, sind ins ge samt im An hang auf ge führt.

Für die Gewinn- und Verlustrechnung wurde das Gesamtkostenverfahren gewählt.

Der vorliegende Jahresabschluss ist grundsätzlich unter Beibehaltung der für den Vorjahresabschluss an ge-

wendeten Gliederungsgrundsätze nach den für große Kapitalgesellschaften geltenden Vorschrif ten des Han-

delsgesetzbuches aufge stellt.

Angaben zu Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze

Erworbene immaterielle Anlagewerte wurden zu Anschaffungskosten angesetzt und, sofern sie der Abnut zung

unterlagen, um planmäßige Abschreibungen vermindert.

Das Sachanlagevermögen wurde zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten angesetzt und, soweit abnutz-

bar, um planmäßige Abschreibungen vermindert.

Die planmäßigen Abschreibungen wurden nach der voraussichtlichen Nutzungsdauer der Vermögens ge-

genstände linear vorgenommen.
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Forderungen und Wertpapiere wurden unter Berücksichtigung aller erkennbaren Risiken bewertet.

Die sonstigen Rückstellungen wurden für alle weiteren ungewissen Verbindlichkeiten gebildet. Dabei wur den

alle erkennbaren Risiken berücksichtigt.

Verbindlichkeiten wurden zum Erfüllungsbetrag angesetzt.

Gegenüber dem Vorjahr abweichende Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

Beim Jahresabschluss wurden die bisher angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden im We-

sentli chen übernommen.

Angaben zur Bilanz

Sonstige Vermögensgegenstände

Unter den sonstigen Vermögensgegenständen wurden Steuerforderungen so wie die im Fol ge jahr ab zieh ba-

ren Vor steu er be trä ge er fasst.

Angaben und Erläuterungen zu Rückstellungen

Im Posten sonstige Rückstellungen sind Rückstellungen für Personalkosten (15.925,98 EUR), für Abschluss-

und Prüfungskosten (8.000,00 EUR), für Aufbewahrung von Unterlagen (5.017,00 EUR) sowie für ausstehen-

de Rechnungen (3.261,40 EUR) enthalten.

Angabe zu Restlaufzeitvermerken

Der Betrag der Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr beträgt 66.511,60 Euro (Vorjahr:

42.568,75 Euro).

Haftungsverhältnisse aus nicht bilanzierten sonstigen finanziellen Verpflichtungen

Neben den in der Bilanz ausgewiesenen Verbindlichkeiten sind keine Haftungsverhältnisse zu vermer ken.
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Entwicklungs- und Verwaltungsgesellschaft Halle-Saalkreis mbH

Angaben zur Gewinn- und Verlustrechnung

Aufgliederung der Umsatzerlöse

Die Umsatzerlöse resultieren ausschließlich aus den Tätigkeiten als Entwicklungsträger für die Maßnahme

Heide-Süd, die Vermarktung für die Stadt Halle (Saale) und für die Geschäftsbesorgungstätigkeiten gegen-

über der Entwicklungsgesellschaft Industriegebiet Halle-Saalkreis mbH & Co.KG und werden daher nicht ge-

mäß § 285 Nr. 4 HGB auf ge glie dert.

Sonstige Angaben

Durchschnittliche Zahl der während des Geschäftsjahrs beschäftigten Arbeitnehmer

Die durchschnittliche Zahl der während des Geschäftsjahres im Unternehmen beschäftigten Arbeitnehmer be-

trug 7.

Namen der Geschäftsführer

Während des abgelaufenen Geschäftsjahrs wurden die Geschäfte des Unternehmens durch Herrn Robert

We ber geführt.

Aufsichtsrat

Dem Aufsichtsrat gehörten folgende Personen an:

Dr. Alexander Voigt 

Donatus Schmidt (bis 27.08.2025)

Martin Sehrndt (ab 27.08.2025)

Guido Haak

Dirk Gernhardt

Philipp Pieloth

Melanie Ranft

Der Vorsitzende des Aufsichtsrates war im Geschäftsjahr Herr Dr. Alexander Voigt.

Unbeschränkte Haftung an Unternehmen

Die Gesellschaft ist unbeschränkt haftender Gesellschafter folgender Unternehmen:

Name Entwicklungsgesellschaft Industriegebiet Halle-Saalkreis mbH & Co. KG

Sitz Halle (Saale)
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Vorschlag bzw. Beschluss zur Ergebnisverwendung

Der Jahresabschluss wurde vor Beschluss über die Ergebnisverwendung aufgestellt. Die Geschäftsführung

schlägt vor, den Jahresüberschuss auf neue Rechnung vorzutragen.

Unterschrift der Geschäftsführung

 

Ort, Datum Unterschrift
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Buchwert
01.01.2025

Zugänge Abgänge Umbuchungen Abschreibungen
Zuschreibungen-

Buchwert
31.12.2025

Euro Euro Euro Euro Euro Euro
       
 

A. Anlagevermögen
 

I. Immaterielle Vermögensgegenstände
 

1. entgeltlich erworbene Konzessionen,
gewerbliche Schutzrechte und ähn-
liche Rechte und Werte sowie
Lizenzen an solchen Rechten und
Werten

8,00 8,00

Summe Immaterielle Vermögensge-
genstände

8,00 8,00

 

II. Sachanlagen
 

1. andere Anlagen, Betriebs- und
Geschäftsausstattung

4.127,00 5.881,67 4.673,67 5.335,00

Summe Sachanlagen 4.127,00 5.881,67 4.673,67 5.335,00
 

Summe Anlagevermögen 4.135,00 5.881,67 4.673,67 5.343,00
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Entwicklungs- und Verwaltungsgesellschaft Halle-Saalkreis mbH

 Lagebericht

für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025

bis zum 31. Dezember 2025

 

A. Darstellung des Geschäftsverlaufs

Gemäß Beschluss des Stadtrates der Stadt Halle (Saale) am 22. November 2000 (Beschluss

Nr. III/2000/01121) wurde zum Zweck der Beplanung, der Erschließung sowie der Baulandbe schaffung des

gemeindeübergreifenden Industriegebietes Halle-Saalkreis an der A 14 (zwischenzeitlich in „Star Park“ um-

benannt) die Entwicklungsgesellschaft Industriegebiet Halle-Saalkreis mbH & Co. KG (EgIG) sowie deren

Komplementärin, die Verwaltungsgesellschaft Industriegebiet Halle-Saalkreis mbH, gegründet. 

Da der Inhalt der Satzung die Tätigkeiten der Verwaltungsgesellschaft Industriegebiet Halle-Saalkreis mbH

auf die Entwicklung des Star Parks einschränkte, hat der Stadtrat der Stadt Halle (Saale) in seiner Sitzung am

19. Juni 2002 (Vorlage Nr. III/2002/02411) Änderungen in der Satzung der Verwaltungsgesellschaft Industrie-

gebiet Halle-Saalkreis mbH beschlossen. 

Ziel der mit Datum 3. Juni 2003 wirksam im Handelsregister eingetragenen Satzungsänderun gen war, dass

die Gesellschaft künftig möglichst kurzfristig und flexibel auf sich ergebende Aufgabenstellungen in den Berei-

chen der Entwicklung von Liegenschaften reagieren kann. Die Gesellschaft wurde mit diesen Änderungen in

die Lage versetzt, vergleichbar zu der Entwicklung des Star Parks auch andere Entwicklungsmaßnahmen

auszulösen, um nach entsprechendem Fortschritt der Aktivitäten die Gründung von förderfähigen Tochterge-

sellschaften zur Fortführung der Projekte durchzufüh ren. 

Die Entwicklungs- und Verwaltungsgesellschaft Halle-Saalkreis mbH (EVG) nimmt als Komplementärin der

EgIG deren Geschäftsführung wahr, vertritt diese und haftet für sie. Mit Beschluss des Stadtrates der Stadt

Halle (Saale) vom 25. November 2009 erfolgte eine Neufassung des Gesellschaftsvertrags. Zentrales Ele-

ment der Neufassung ist die Erweiterung der Organe der Gesellschaft um einen Aufsichtsrat. Die notarielle

Beurkundung des geänderten Gesell schaftsvertrages erfolgte am 26. November 2009, die Eintragung ins

Handelsregister am 14. Dezember 2009. 

Der Aufsichtsrat tagte im Jahr 2025 in 3 ordentlichen Sitzungen. In mehreren Sitzungen befasste sich der Auf-

sichtsrat regelmäßig mit der aktuellen wirtschaftlichen Lage, den laufenden Projekten, dem Jahresabschluss

2024 und dem Wirtschaftsplan 2026, der Mittelfristplanung bis 2030, sowie den aktuellen Ansiedlungsverfah-

ren. Außerdem behandelte der Aufsichtsrat die Aktivitäten der Weiterführung der Entwicklungsmaßnahme

Heide-Süd durch die Gesellschaft als Treuhänder der Stadt Halle (Saale), 
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Entwicklungs- und Verwaltungsgesellschaft Halle-Saalkreis mbH

Inhalt der Sitzungen waren außerdem die Nacherschließungsprojekte (zwei weitere Bauabschnitte) zur Ver-

besserung der Infrastruktur und der Bau eines weiteren Gleisanschlusses des Star Parks, sowie die Aufgaben

als Verpächter der Verteilnetzanlagen Strom, Gas und Telekommunikation sowie Aktivitäten zum wirtschaftli-

chen Standortmarketing für die Stadt Halle (Saale) sowie Tätigkeiten als Prozessführer für die Strukturwande-

laktivitäten in der Stadt Halle (Saale)

B. Darstellung der Lage

Die Stadt Halle (Saale) hatte die EgIG mit der Durchführung der öffentlichen Erschließung des Star Parks im

Jahr 2007 beauftragt. Die Gesamterschließung mit einem Budget i. H. v. 76,8 Mio. € wurde zu 90 % aus Mit-

teln der Gemeinschaftsaufgabe bezuschusst. 

In Abstimmung mit der Verwaltung der Stadt Halle (Saale) und dem Wirtschaftsministerium des Landes wurde

in Vorjahren für einen ersten Bauabschnitt ein Fördermittelantrag erarbeitet, durch die Stadt Halle (Saale)

gestellt und von der Investitionsbank Sachsen-Anhalt mit Bescheid vom 27.09.2019 antragsgemäß positiv be-

schieden.

Auf dieser Grundlage und im Auftrag der Stadt Halle (Saale) führt die EgIG mit ihrer geschäftsführenden

Komplementärin, der EVG, diese Erschließung durch, die Ende Januar 2020 im Rahmen einer öffentlichen

Ausschreibung zu einer Vergabeentscheidung geführt wurde. Die Erschließungsmaßnahme selbst wurde im

Juni 2021 abgeschlossen. Die Prüfung des Verwendungsnachweises mit Erteilung des Schlussbescheides

vom 27.07.2024 ergab, dass die Zuschüsse sachgerecht eingesetzt wurden. Diese Nacherschließung stellte

lediglich einen ersten Bauabschnitt der insgesamt erforderlichen infrastrukturellen Nacherschließung dar.

Zwei weitere Bauabschnitte sind als Voraussetzung zur Nutzbarmachung verbliebener Restansiedlungsflä-

chen erforderlich. Entsprechende Planungen sind in Gang gesetzt worden. Für den zweiten Bauabschnitt der

Nacherschließung der Infrastruktur des nördlichen Teils des Star Parks wurde im Oktober 2020 ein weiterer

GRW-Fördermittelantrag durch die Stadt Halle (Saale) über eine Investitionssumme von 20,7 Mio. € bei der

Investitionsbank Sachsen-Anhalt eingereicht. Es wurde eine Förderung von bis zu 95% beantragt. Die Eigen-

mittel werden durch die EgIG aufgebracht. Eine schriftliche Förderzusage wird seitens der Investitionsbank je-

doch erst mit dem Zuwendungsbescheid nach Prüfung der Z-Bau Unterlagen erfolgen. Der Fördermittelantrag

wurde durch Einreichung der Z-Bau Unterlagen (Entwurfsplanung) im Oktober 2022 komplettiert. Die Kosten-

berechnung für diese Maßnahme lag bei 22,2 Mio. €.

Die anschließenden Leistungsphasen wurden nahtlos angeschlossen, um nach Erhalt des Zuwendungsbe-

scheides umgehend mit den Baumaßnahmen beginnen zu können. 

Den Zuwendungsbescheid erhielt die EgIG am 20.12.2024.
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Die Maßnahme soll bis zum Jahr 2028 abgeschlossen sein. Da das Vorhaben in eine regionale Entwicklungs-

strategie eingebettet ist und als eine weitere Voraussetzung im Rahmen einer interkommunalen Kooperation

durchgeführt wird, wurden bis zu 90% der förderfähigen Kosten als Zuschuss in Höhe von 19.966.065,21 €

beschieden.

Für den 3. Bauabschnitt der infrastrukturellen Nacherschließung des nördlichen Teils des Star Park zur Anbin-

dung mittels Gleisanlage wurde ebenfalls durch die Stadt Halle (Saale) ein Fördermittelantrag erstellt und im

Februar 2021 bei der Investitionsbank Sachsen-Anhalt eingereicht.  Der Fördermittelantrag wurde für dieses

Projekt ebenfalls durch Einreichung der Z-Bauunterlagen im Oktober 2022 komplettiert und die weiteren Pla-

nungen nahtlos angeschlossen. Neue Erkenntnisse des Planungsverlaufes und dadurch stark gestiegene

Kostenberechnungen erforderten eine Prüfung eines alternativen Gleisverlaufes. Diese Planung wurde zu Be-

ginn des Jahres 2023 angestoßen und die aktualisierten Z-Bauunterlagen im Juni 2023 eingereicht. Die Ge-

sellschaft geht bei diesem Projekt ebenfalls in Vorleistung. Planungsleistungen werden hier ebenfalls nahtlos

an die Leistungsphase 3 nach erneuter Einreichung der Z-Bauunterlagen angestoßen, um nach Erhalt des

Bescheides unmittelbar mit den Baumaßnahmen beginnen zu können. Der Zuwendungsbescheid wurde für

dieses Projekt am 15.11.2024 erteilt. Da das Vorhaben ebenfalls in eine regionale Entwicklungsstrategie ein-

gebettet ist und als eine weitere Voraussetzung im Rahmen einer interkommunalen Kooperation durchgeführt

wird, wurden bis zu 90% der förderfähigen Kosten in Höhe von 1.979.065,71 € bei beantragten Projektge-

samtkosten in Höhe von 2,73 Mio. € beschieden. Diese Maßnahme soll im Jahr 2027 abgeschlossen werden.

Zur Sicherstellung einer ausreichenden Liquidität hat die EVG für die EgIG im Jahr 2025 durch die Hausbank

einen Kontokorrentkredit zur Zwischenfinanzierung der Nacherschließungsprojekte abgeschlossen. 

Weiterhin war die EVG im Jahr 2025 umfangreich im Auftrag der EgIG damit beschäftigt, die Verteilnetzanla-

gen Strom und Gas und der notwendigen Erweiterungs- und Anschlussvorhaben, ausgelöst durch die ansäs-

sigen Unternehmen, zu betreuen und die dafür notwendigen Anpassungen an der Infrastruktur mit vorzuberei-

ten. Umfangreiche Abstimmungen zur Nacherschließung und Vorbereitung der damit neu entstehenden Ver-

teilnetzanlagen und der Vorbereitung der Integration in die bestehenden Pachtanlagen war ebenfalls regelmä-

ßig Aufgabeninhalt.  

Am 25. November 2020 wurde durch den Stadtrat ein Grundsatzbeschluss zur Durchführung der prioritären

Investitionsprojekte im Rahmen des Strukturstärkungsgesetzes Kohleregionen in der Stadt Halle (Saale) –

Entwicklung RAW-Gelände, Bau eines Gründerzentrums am Weinberg-Campus inklusive Campus Kastanie-

nallee und Schaffung eines klimaneutralen Gewerbegebietes im Strukturwandel gefasst. 

Für die Unterstützung der Strukturwandelprozesse in der Stadt Halle (Saale) soll die Entwicklungs- und Ver-

waltungsgesellschaft Halle-Saalkreis (EVG) als kommunale Wirtschaftsförderungs- und Projektentwicklungs-

gesellschaft die federführende Rolle bei der Umsetzung der „Leuchtturmprojekte“ übernehmen.
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Vorbereitend zu diesen Maßnahmen wurde durch die EVG im September 2020 ein Antrag auf Förderung im

Rahmen des Förderprogramms „Stärkung der Transformationsdynamik und Aufbruch in den Revieren und an

den Kohlekraftwerkstandorten – STARK“ beim Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) ges-

tellt. Mit diesem Förderprogramm, welches Teil des Strukturstärkungsgesetz Kohleregionen ist, können kon-

sumtive Ausgaben beispielsweise für Personal oder Sachmittel zur Umsetzung der Strukturwandelprojekte mit

bis zu 90% gefördert werden

Am 21.12.2020 erhielt die EVG als erster Antragssteller bundesweit einen Zuwendungsbescheid für Förder-

mittel in von Höhe bis zu 2,6 Mio. € bis zum Jahr 2024. Der Zuwendungsbescheid umfasst die Förderung von

Projektmanagementstellen zur Organisation der 3 Leuchtturmprojekte (Revitalisierung RAW-Gelände, Umset-

zung Star Park 2, sowie Bau des Business Development Centers im Technologie Park sowie Sachkosten in

Verbindung mit dem Projektmanagement, die externe Vergabe der Gesamtsteuerung des Strukturwandelpro-

zesses nach dem Strukturstärkungsgesetz Kohleregionen, sowie Kosten für die Öffentlichkeitsarbeit des

Strukturwandelprozesses.

Da diese Zuwendung zum 31.12.2024 auslief, wurde durch die Komplementärin, der EVG am 18.03.2024 ein

STARK-Folgeantrag für weitere 4 Jahre gestellt. Dieser wurde am 05.12.2024 mit einer Zuwendung in Höhe

von 4,0 Mio. € positiv durch das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle beschieden.  Der Folgebe-

scheid umfasst ebenfalls die anteilige Finanzierung der Projektmanagementstellen zur Begleitung des Leucht-

turmprojektes RAW-Gelände als auch die Begleitung des Strukturwandelprozesses, sächliche Verwaltungs-

kosten, sowie die Vergabe von externen Aufträgen für die Gesamtsteuerung, Rechtsberatungen und Poten-

tialflächenanalysen. 

Die Eigenanteile werden per Weiterbelastung durch die EgIG an die EVG aufgebracht. Im November 2022

stellte die EVG bei der Investitionsbank einen Antrag auf Übernahme der Eigenanteile und erhielt für das Jahr

2021 die Bewilligung von 100% der Eigenanteile und für die Folgejahre die Bewilligung von 50% der Eigenan-

teile.

Ein Folgeantrag zur Übernahme von 50% der Eigenanteile konnte nach Zusendung einer Einvernehmenser-

klärung der Stabstelle Strukturwandel im Jahr 2026 gestellt werden und wurde am 25.02.2026 positiv beschie-

den.

Für die die Umsetzung des Leuchtturmprojektes Revitalisierung des RAW-Geländes wurde am 21.07.2021

ein entsprechender Beschluss durch den Stadtrat gefasst. Die vorbereitenden Maßnahmen zur Fördermittel-

beantragung wurden entsprechend noch im Jahr 2021 begonnen, so dass die Gesellschaft am 24.09.2021 die

Förderwürdigkeitszusage des Bundes für dieses Leuchtturmprojekt nach dem Investitionsgesetz Kohleregio-

nen erhielt.
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Im Land Sachsen-Anhalt wurde das Strukturentwicklungsprogramm im Jahr 2021 erarbeitet. Mit diesem Pro-

gramm wurde die fachliche Grundlage für den Strukturwandel in Sachsen-Anhalt gelegt. Unabhängig davon

wurden die prioritären Projekte der Stadt Halle (Saale) vom Land Sachsen-Anhalt als förderwürdig anerkannt.

Zur Erarbeitung des Programms wurden 4 Arbeitsgruppen (Wirtschaft, Umwelt, Bildung und Fachkräfte sowie

Attraktivität des Reviers) gebildet. 

Im Rahmen des Strukturwandelprozesses zur Vorbereitung und Begleitung der investiven Maßnahmen, ein-

schließlich der Beantragung von Fördermitteln, notwendigen Ausschreibungs- und Vergabeprozessen, der

Beteiligung der Öffentlichkeit im Strukturwandelprozess, Bewertung von Strukturwandelprojekten sowie der

wissenschaftlichen Begleitforschung und Erstellung einer Klimabilanz wurde durch die EVG im Jahr 2021 eu-

ropaweit die Gesamtsteuerung der Vorhaben Strukturstärkungsgesetz Kohleregionen für die Stadt (Halle)

ausgeschrieben und im August 2021 vergeben. Mit Erhalt des Folgebescheides vom 5.12.2024 konnte in ei-

nem europaweiten Vergabeverfahren wieder eine Gesamtsteuerung als Unterstützung des Strukturwandel-

prozesses für den laufenden Zuwendungszeitraum gebunden werden.

In der Wirtschaftsplanung wurden beginnend mit dem Jahr 2021 und der Mittelfristplanung bis 2028 entspre-

chende Personalstellen und Mittel für externe Vergaben in Bezug auf die Projekte des Strukturwandels einge-

plant. 

Die Gesellschaft nahm mit Datum 01.01.2016 die im Auftrag der Stadt Halle durchzuführende Aufgabe als

Entwicklungsträger für das Entwicklungsgebiet Heide-Süd auf. Sie bedient sich dazu der Unterstützung der

SALEG.

Alle anstehenden Aufgaben konnten bislang termingerecht abgearbeitet werden. Die städtebauförderrechtli-

che Abrechnung wurde fristgerecht zum Ende des Jahres 2020 eingereicht und konnte mit positiven Bewilli-

gungsbescheid 2022 abgeschlossen werden. Im Entwicklungsgebiet Heide-Süd wurden im Jahr 2020 die Er-

schließungs- und Infrastrukturmaßnahmen als Grundlage der Grundstücksvermarktung und Errichtung von

Ein- und Mehrfamilienhäusern im neuen Baugebiet 32.6 am grünen Dreieck abgeschlossen. Nach Fertigstel-

lung der ersten privaten Bauvorhaben wurde beginnend ab dem Jahr 2023 in Bauabschnitten der Straßenend-

ausbau und die Herstellung von Straßenbegleitgrün analog den abgeschlossenen Baugebieten in Bauab-

schnitten begonnen. Der erste Bauabschnitt „Straßenendausbau Klaus-Peter-Rauen-Straße“ wurde Anfang

2024 erfolgreich beendet. Für die ehemals für Reihenhäuser vorgesehenen Grundstücke, welche aufgrund

des Bedarfes in Einfamilienhausgrundstücke parzelliert wurden, wurden die Verkehrswertgutachten und Ex-

posés erstellt und eine Grundstücksvermarktung erfolgreich abgeschlossen. Die Beurkundungsverfahren in

Abstimmung mit den Fachbereichen der Stadt Halle (Saale) wurden für die Einfamilienhausgrundstücke im

Jahr 2023 abgeschlossen. Die Vermarktung der Mehrfamilienhausgrundstücke wurde im Jahr 2021 begonnen

und konnte bis auf die Grundstücke M8.1/M8.2 und die Stadtplatzgrundstücke im Kalenderjahr 2024 beendet

werden. Die Vermarktung der Grundstücke M8.1/M8.2 im zukünftigen Wohngebiet am Stadtplatz konnte im

Jahr 2025 abgeschlossen werden. Die Vermarktung der Grundstücke am Stadtplatz wird aktuell durch die

Stadt Halle (Saale) vorbereitet.
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Die Aufgabengebiete und Tätigkeitsschwerpunkte im abgeschlossenen Jahr 2025 waren und sind:

· die technische und betriebswirtschaftliche Projektbegleitung

· die Begleitung der entwicklungsrechtlichen Abrechnungen und des Controllings

· die Durchführung der Wirtschaftsprüfung der „Ordnungsmäßigkeit der Tätigkeiten des Entwicklungs-

trägers in der Entwicklungsmaßnahme Heide-Süd“

· die Vorbereitung der Erstellung des Wirtschaftsplanes für das HHJ 2026

· Die Erschließung und Durchführung der Baumaßnahmen des Stadtplatzes BG 32.6.

· Beginn und Durchführung des Bauvorhabens im Baugebiet (BG) 32.6 (2.BA, zweiter Bauabschnitt

Straßenendausbau, Klaus-Peter-Rauen-Str. und Stichstraßen) 

· Ausführungsplanung Begleitgrün für das BG 32.6 (zweiter Bauabschnitt (2.BA), Klaus-Peter-Rau-

en-Str. bzw. Stichstraßen) und Vorbereitung der Ausschreibung analog den bereits abgeschlossenen

Baugebieten in Heide Süd 

· Erstellung der Ausführungsplanung für Landschafts- und Straßenbau und des Begleitgrün BG 32.6

· Erstellung der Ausführungsplanung Fußweg Bertha von Suttner Platz 

· Erstellung der Ausführungsplanung des 3.Bauabschnitts für das BG 32.6

· Leitung des Altlastenmanagements, des Grundwassermonitorings und der Grundwassersanierungs-

anlage (GWS) Glockenblumenweg/Scharnhorststraße

Die treuhänderisch verwalteten Gesamtkosten beliefen sich für das HHJ 2025 auf ca. 824 T€. 

Auch im HHJ 2025, wurde der Aufwand für die oben aufgeführten Planungsaktivitäten, Erschlie-

ßungs-/Sanierungs- und Unterhaltungsmaßnahmen sowie Vermarktungsaktivitäten aus den Umsatzerlösen

aus Grundstücksverkäufen erzielt. 

Auch im Star Park wurden neben den notwendigen Erschließungen die Vermarktungsaktivitäten für die letzte

vermarktbare Fläche von 3,2 ha unternommen, so dass die Fläche im April 2026 verkauft werden konnte. 

 

Der Jahresabschluss 2025 der EVG weist einen Jahresüberschuss in Höhe von 73,2 T€ (im Vorjahr: 101,4

T€) aus und liegt damit ca. 63,2 T€ über dem geplanten Gewinn.

Die Geschäftsführung schlägt vor, diesen Jahresüberschuss in die Kapitalrücklage einzustellen.

Die Gesellschaft legt auf der Grundlage einer entsprechenden vertraglichen, sich aus dem Gesellschaftsver-

trag der EgIG begründenden Regelung den ihr aus der Geschäftsführung und Vertretung der EgIG entstehen-

den Aufwand vollständig auf diese um. 

Weiter steht der EVG gemäß Gesellschaftsvertrag der EgIG eine Vergütung für die für die EgIG übernomme-

ne Haftung in Höhe von 1 T€ zu. 
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Das mit der Stadt Halle für die Entwicklungsmaßnahme Heide-Süd pauschal vereinbarte Jahreshonorar i. H.

v. 226,9 T€ Netto (VJ 240 T€), deckte im Jahr 2025 vollständig die mit der Entwicklungsmaßnahme einherge-

henden Verwaltungskosten.

Gemäß einem gleichlautenden Beschluss wurde im Jahr 2018 eine Kooperationsvereinbarung zwischen der

EVG und dem DLZWWD abgeschlossen, welche die Zusammenarbeit und Abrechnung gegenseitig erbrach-

ter Leistungen rückwirkend ab dem 01.01.2016 regelt. Im Teilhaushalt des DLZWWD sind dabei die Mittel zur

Inanspruchnahme von Leistungen nach diesem Kooperationsvertrag auf jährlich TEUR 50 begrenzt. 

Das Bankguthaben beträgt zum Stichtag 31.12.2025 349,7 T€ (Vorjahr TEUR 466 T€). In den liquiden Mitteln

waren im Vorjahr Vorabrufe von Fördermitteln enthalten. Die Überzahlungen waren im VJ in den Rückstellun-

gen enthalten. Die Zahlungsfähigkeit der Gesellschaft war während des gesamten Geschäftsjahres 2025 ge-

sichert. Die Reduzierung des Bankguthabens gegenüber dem Vorjahr ergibt sich aus den Vorabrufen der För-

dermittel im Vorjahr.

C. Ausblick und Hinweise auf Risiken der künftigen Entwicklung/sonstige Angaben

Der Gesellschaft obliegt als persönlich haftender Gesellschafterin der EgIG die Geschäftsfüh rung dieses Un-

ternehmens. 

Die sich aus der Unternehmenstätigkeit ergebenden Risiken werden vertraglich so abgesichert, dass, soweit

dies nach dem Verursachungsprinzip zugeordnet werden kann, alle im Zusammenhang mit der Erschließung

des Industriegebietes stehenden Kosten der EgIG direkt zugeordnet und abgerechnet werden. 

Risiken ergeben sich für die EVG zunächst ausschließlich aus der Geschäftsführung und Vertretung der EgIG

sowie durch die ihr als Komplementärgesellschaft der EgIG zufallende Haftung für deren Geschäftstätigkeit,

insbesondere aus der Verwaltung der geschaffenen Infrastruktur und der Vermarktung der erschlossenen

Grundstücke. 

Finanzielle bzw. liquiditätsseitige Risiken wurden und werden für die EVG aufgrund des mit der EgIG be-

stehenden Vertrages zur Weiterberechnung entstehender Aufwendungen für deren Geschäftsführung und

Vertretung nicht gesehen, soweit für die EgIG sichergestellt ist, dass diese ihren sich aus der Erschließung

des Industriegebietes und der Revitalisierung des RAW-Geländes, der Verpachtung der Verteilnetzanlagen

und aus weiteren zugeordneten Aufgaben ergebenden finanziellen Verpflichtungen nachkommen kann. 

Damit auch nach einer vollständigen Vermarktung der Flächen im Star Park die Nachfrage nach hochwertigen

Gewerbeflächen bedient werden kann, wurde die EgIG 2020 damit beauftragt, das ehemalige RAW-Gelände

zu entwickeln. Weiterhin sollen im Rahmen des Strukturwandels weitere Potentialflächen zum Beispiel durch

Revitalisierung identifiziert werden.
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Die Planungsvorbereitungen zur Umsetzung der Revitalisierung des RAW-Geländes schreiten weiter voran: 

Nach Abschluss einer Erstbewertung der Altlastensituation wurde im Jahr 2023 nach einer Ausschreibung ei-

ne weitere, ergänzende Standortuntersuchung in Auftrag gegeben und durchgeführt. Es liegt somit ein umfas-

senderes Bild von der Altlastensituation auf dem Gelände vor.

Parallel wurde eine Machbarkeitsuntersuchung zur Verkehrserschließung des RAW-Geländes ausgeschrie-

ben, beauftragt und in enger Abstimmung mit den Fachbereichen der Stadt Halle (Saale) durchgeführt.

Weiterhin wurden - in enger Abstimmung mit der Deutschen Bahn und den bisherigen Grundstückseigentü-

mern - die erforderlichen Schritte für die eigentumsrechtliche Sicherung des Geländes eingeleitet.  Es wurden

von allen Eigentümern Absichtserklärungen für den Verkauf der Fläche an die EgIG abgegeben. Außerdem

wurde durch die EgIG die Rechtsanwaltskanzlei „Petersen Hardraht Pruggmayer“ beauftragt, kommunalrecht-

lich und auch gesellschaftsrechtlich den geplanten Erwerb des Geländes zu untersuchen.

Außerdem wurde im Dezember 2023 ein Aufstellungsbeschluss für den B-Plan durch den Stadtrat gefasst

und die Freistellung von Eisenbahnbetriebszwecken weiter vorangetrieben.

Im Jahr 2024 wurde eine bauhistorische Untersuchung durchgeführt. 

Weiterhin wurde durch präqualifizierte Planer eine Machbarkeitsuntersuchung (MBU) für die Umverlegung

von Oberleitungen und Speiseleitungen der Deutschen Bahn durchgeführt. Die MBU kam zu einem positiven

Ergebnis, so dass die Haupterschließung, in der Vorzugsvariante, technisch umsetzbar ist.

Im Jahr 2025 wurde das Gebiet untersucht und ein artenschutzrechtlicher Fachbeitrag (Relevanzprüfung po-

tenzieller Arten, Erfassung der faunistischen und floristischen Situation im Untersuchungsgebiet durch Kartie-

rungen (z. B. Brutvögel, Herpetofauna/Reptilien/Amphibien), Prüfung der Verbotstatbestände (§ 44 Abs. 1

BNatSchG), Maßnahmenplanung) begonnen, welche Anfang des Jahres 2026 finalisiert werden konnte Im

Jahr 2026 wird mit der Umsetzung der Maßnahmen begonnen, welche bis Mitte des Jahres 2027 abgeschlos-

sen werden müssen, da sonst nicht mit der Altlastensanierung begonnen werden kann

Die EgIG erhielt am 05.06.2025 einen vorläufigen Fördermittelbescheid in Höhe von insgesamt 122,14 Mio. €

nach dem Investitionsgesetz Kohleregionen. 

Maßnahmen zur Finanzierung wurden ebenfalls durchgeführt. Der Stadtrat hat am 27.08.2025 die Übernahme

einer Bürgschaft zugunsten der EgIG in Höhe von 22 Mio. € beschlossen und die Bürgschaftserklärung am

01.12.2025 abgeschlossen. Die EgIG hat am 08.12.2025 einen Kontokorrentkreditvertrag zur Finanzierung

der Eigenanteile, nicht förderfähigen Kosten und Zinskosten des Projektes abgeschlossen. 
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Das von der EVG verfolgte Unternehmenskonzept beinhaltet neben Vermarktungsaktivitäten von Grundstüc-

ken der EgIG (Star Park) auch Aufgaben zur Gewinnung von Neuansiedlungen im Stadtgebiet, u. a. am Rie-

beckplatz oder anderer Gewerbeflächen im Stadtgebiet Halle (Saale) und Aktivitäten zum wirtschaftlichen

Standortmarketing für die Stadt Halle (Saale). Die sich aus diesen Aktivitäten für die Gesellschaft ergebenden

Aufwendungen werden der Stadt Halle (Saale) in Rechnung gestellt. Ein diesbezüglicher Kooperationsvertrag

ist vom Stadtrat der Stadt Halle (Saale) in dessen Sitzung im April 2018 beschlossen worden, begrenzt die ab-

rechenbaren Leistungen jedoch auf ein Maximum von 50T.€ pro Jahr. 

Mit der Aufstellung des Wirtschaftsplanes 2026 und der Mittelfristplanung bis 2030 wurde in den Gremien der

Gesellschaft über die weitere Umsetzung des im Jahr 2014 ausgearbeiteten neuen Geschäftsmodells erneut

befunden und eine Fortschreibung beschlossen.

Die Inhalte der Neuaufstellung der Gesellschaft im Rahmen des STARK Förderprogramms als prozessbevoll-

mächtigtes Unternehmen im Strukturwandel Braunkohleausstieg für die Stadt Halle (Saale) waren im Wirt-

schaftsplan 2026 entsprechend eingeplant und wurden für die Folgejahre fortgeschrieben.

Die darin insgesamt für die EVG vorgesehenen Aufgaben sind eingebettet in ein von der Stadt Halle erarbeite-

tes Gesamtwirtschaftsförderungskonzept.

Dieses Konzept wurde im Mai 2016 vom Stadtrat der Stadt Halle beschlossen. Die sich daraus ergebenden

Auswirkungen sind in der Wirtschaftsplanung für 2024 ff. berücksichtigt. 

Die EVG hat auf der Grundlage eines ergangenen Stadtratsbeschlusses mit der Stadt Halle (Saale) einen

Vertrag zur Übernahme und Weiterführung der Entwicklungsmaßnahme Heide-Süd abgeschlossen und hat

mit Wirkung ab 01.01.2016 die sich daraus begründenden Aktivitäten aufgenommen. Für das Haushaltsjahr

2026 wurde ein Überleitungsvereinbarung abgeschlossen. Die Gesellschaft wird diese Aufgabe mit eigenen

Ressourcen und unter Einbindung eines externen Dienstleisters zu einem mit der Stadt Halle (Saale) vertrag-

lich vereinbarten Entgelt ausführen. Der Abschluss der Entwicklungsmaßnahme hat sich insbesondere in Be-

zug auf die Entwicklung und Vermarktung des letzten Wohngebietes Am Grünen Dreieck verzögert. Daher ist

der Entwicklungsträgervertrag mit der EVG von der Stadt Halle (Saale) unter Anwendung der vertraglich ver-

einbarten Verlängerungsoption bis zum 31.12.2026 erweitert worden. Ob weitere Leistungen im Jahr 2027 im

Rahmen der noch zu erfüllenden Aufgaben in Heide Süd durch die EVG erbracht werden sollen, steht zum

Zeitpunkt der Berichterstellung noch nicht fest.

Insgesamt wird von einem tragfähigen Bestand des Unternehmens im Mittelfristzeitraum ausgegangen.

Halle (Saale), den 29.04.2026

Robert Weber

Geschäftsführer 
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Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers

BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS

An die Entwicklungs- und Verwaltungsgesellschaft Halle-Saalkreis mbH

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Entwicklungs- und Verwaltungsgesellschaft Halle-Saalkreis mbH – be-

stehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2025 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr

vom 1. Januar 2025 bis zum 31. Dezember 2025 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilan-

zierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Entwicklungs-

und Verwaltungsgesellschaft Halle-Saalkreis mbH für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025 bis zum 31. De-

zember 2025 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

· entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für Kapitalge-

sellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der

Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2025 sowie ihrer Ertragslage für das

Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025 bis zum 31. Dezember 2025 und

· vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In al-

len wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den

deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-

treffend dar.  

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ord-

nungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB

unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-

mäßiger Abschlussprüfung unter Anwendung der IDW Prüfungsstandards für weniger komplexe Einheiten

durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt

„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres

Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Überein-

stimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonsti-
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gen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung,

dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere

Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen,

für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht,

und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-

rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der

Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie

in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt

haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Dar-

stellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermögens-

schädigungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit

der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Ver-

antwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlä-

gig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungs-

grundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder

rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt

ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem

Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und

Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich

für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung

eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu er-

möglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu kön-

nen.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft

zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei

von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der La-



Anlage 5
Bestätigungsvermerk zum 31.12.2025 Seite 3

Entwicklungs- und Verwaltungsgesellschaft Halle-Saalkreis mbH 

gebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen

Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang

steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-

wicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum

Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstim-

mung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen

Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung unter Anwendung der IDW Prüfungsstandards für weniger

komplexe Einheiten durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Dar-

stellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angesehen,

wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage die-

ses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beein-

flussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung.

Darüber hinaus

· identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jahresabschluss und

im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, planen und führen Prüfungshandlungen

als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet

sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass eine aus dolosen Handlun-

gen resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, ist höher als das Risiko, dass ei-

ne aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, da dolose Handlun-

gen kollusives Zu sammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstel-

lungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.

· erlangen wir ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen Kontrol-

len und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs-

handlungen zu planen, die unter den Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prü-

fungsurteil zur Wirksamkeit der internen Kontrollen der Gesellschaft bzw. dieser Vorkehrungen und Maß-

nahmen abzugeben.

· beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungs-

methoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte

und damit zusammenhängenden Angaben.

· ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern angewand-

ten Rechnungs legungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage

der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen

oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung

der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche
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Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im

Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen

sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der

Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige

Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstä-

tigkeit nicht mehr fortführen kann.

· beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt einschließlich der Anga-

ben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt,

dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung

ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der

Gesellschaft vermittelt.

· beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und

das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft.

· führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten

Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir

dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde ge-

legten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten

Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben

sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeid-

bares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und die

Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger bedeutsamer

Mängel in internen Kontrollen, die wir während unserer Prüfung feststellen.

Halle (Saale), 15. Mai 2026 WIBEST Treuhand GmbH
      Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
          Steuerberatungsgesellschaft 

        Christian Böhme
       Wirtschaftsprüfer
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Fragenkatalog zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen
Verhältnisse nach § 53 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) nach dem Prüfungsstandard des In-
stitutes der Wirtschaftsprüfer (IDW PS 720)

Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungsorganisation

1.  Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie individualisierte Offenlegung
der Organbezüge

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für die Ge-
schäftsleitung? Gibt es darüber hinaus schriftliche Weisungen des Überwachungsorgans zur
Organisation für die Geschäftsleitung (Geschäftsanweisung)? Entsprechen diese Rege lun-
gen den Bedürfnissen des Unternehmens?

Die Tätigkeiten des Geschäftsführers ergeben sich aus den gesetzlichen Bestimmungen,
dem Gesellschaftsvertrag, dem Geschäftsführeranstellungsvertrag sowie den Beschlüssen
der Gesellschafterversammlung. Da nur ein Geschäftsführer bestellt ist, wurde keine Ge-
schäftsordnung erlassen und es besteht kein Geschäftsverteilungsplan. 

Die Regelungen entsprechen den Bedürfnissen des Unternehmens.

Der Aufsichtsrat hat in seiner ersten Sitzung am 21. Januar 2010 für seine Tätigkeit eine Ge-
schäftsordnung beschlossen.

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und wurden Nie-
derschriften hierüber erstellt? 

Im Geschäftsjahr fanden zwei Gesellschafterversammlungen statt.. Der Aufsichtsrat tagte in
3 ordentlichen Sitzungen.

c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i.S.d. § 125 Abs. 1 Satz 3 AktG sind
die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig?

Der Geschäftsführer ist auskunftsgemäß in keinen weiteren Aufsichtsräten und Kontrollgre-
mien i. S. d. 125 Abs. 1 Satz 5 des Aktiengesetzes tätig.

d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) individuali-
siert im Anhang des Jahresabschlusses aufgeteilt nach Fixum, erfolgsbezogenen Kompo-
nenten und Komponenten mit langfristiger Anreizwirkung ausgewiesen? Falls nein, wie wird
dies begründet? 

Auf eine Angabe der Bezüge der Geschäftsführung im Anhang wird unter Anwendung von
§ 286 Abs. 4 HGB verzichtet.
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Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsführungsinstrumenta riums

2.   Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisationsplan, aus
dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten/Weisungsbefugnisse er-
sichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung?

Im administrativen Bereich kann eine operative Funktionstrennung größenbedingt nicht er-
folgen. Strategische Entscheidungen obliegen der Gesellschafterversammlung bzw. unter-
liegen deren Kontrolle. Da in der Gesellschaft neben dem Geschäftsführer nur sechs weitere
Mitarbeiter tätig sind, besteht entsprechend den Bedürfnissen der Gesellschaft keine Not-
wendigkeit für einen Organisationsplan.

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfahren wird?

Entfällt, da kein Organisationsplan vorliegt.

c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und dokumen-
tiert?

Die Geschäftsführung hat keine eigenständigen Vorkehrungen zur Korruptionsprävention er-
griffen und dokumentiert. Sie verweist in diesem Zusammenhang auf das Vier-Augen-Prinzip
sowie auf die Angebotseinholung mehrerer Anbieter bei der Vergabe von Aufträgen oder
Kreditaufnahmen. Vorkehrungen hierzu stellen – soweit einschlägig und relevant - insbeson-
dere im investiven Beschaffungsbereich ausschreibungsbedingte Kos tenvergleiche dar. Im
Berichtsjahr erfolgten keine derartigen Investitionen, die Ausschrei bungen bedurften. Der
vom Stadtrat Halle beschlossene Private Public Governance Kodex wird von der Gesell schaft
angewendet (Gesellschafterbeschluss vom 18. Dezember 2014).

d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entscheidungs-
prozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personalwesen, Kredit-
aufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass diese nicht einge-
halten werden?

Richtlinien und Arbeitsanweisungen bestehen nicht, da in der Gesellschaft nur eine geringe
Zahl an Mitarbeitern tätig ist. Wesentliches integriertes Kontrollinstrument ist der Aufsichts rat
sowie die Gesellschafterversammlung. Die Gesellschaft wendet nach den uns erteilten Aus-
künften die Vergaberichtlinie der Stadt Halle an. Die Entscheidung über bestimmte in der
Satzung definierte Beschaffungsvorgänge liegen in der Verantwortung der Gesellschaft.

e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z. B. Grundstücksverwal tung,
EDV)?

Eine ordnungsmäßige Dokumentation liegt auskunftsgemäß vor. Im Rahmen unserer Prü-
fung ergaben sich keine Anhaltspunkte, dass die Dokumentation von Verträgen nicht ord-
nungsgemäß ist.
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3.   Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling

a) Entspricht das Planungswesen - auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fortschreibung
der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Projekten - den Bedürf-
nissen des Unternehmens?

Die Gesellschaft erstellt jährlich einen Wirtschaftsplan für die folgenden fünf Jahre. Dieser
umfasst mindestens Erfolgsplan, Bilanzplan, Investitionsplan sowie Finanzplan mit Liquidi-
tätsübersicht und Stellenübersicht (Personalplan). Den relevanten Anforderungen der Betei-
ligungsrichtlinie der Stadt Halle (Saale) wird Rechnung getragen. Der Aufsichtsrat legt den
Wirtschaftsplan der Gesellschafterversammlung mit seinem Vorschlag zur Entscheidung vor.
Der Wirtschaftsplan für das folgende Geschäftsjahr bedarf der Zustimmung der Gesell-
schafterversammlung. Das Planungswesen entspricht den Bedürfnissen des Unterneh mens.
Eine Investitionsplanung war im Berichtsjahr nicht erforderlich.

b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht? 

Plan-Ist-Abweichungen werden auskunftsgemäß im Rahmen der Quartalsberichterstattung
untersucht.

c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und den be-
sonderen Anforderungen des Unternehmens?

Das Rechnungswesen entspricht der Größe des Unternehmens.

d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u. a. eine laufende Liquiditäts-
kontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet?

Die laufende Liquiditätskontrolle wird auf Grund der Größe des Unternehmens durch den Ge-
schäftsführer wahrgenommen.

e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben sich
Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht eingehalten worden
sind?

Ein zentrales Cash-Management ist für die Gesellschaft nicht relevant.

f)  Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden? Ist
durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forderungen zeitnah
und effektiv eingezogen werden?

Aufgrund der geringen Geschäftstätigkeit ist ein Mahnwesen entbehrlich.

g)  Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens und umfasst es alle we-
sentlichen Unternehmensbereiche?

Das Controlling ist am Umfang der Geschäftstätigkeit ausgerichtet und umfasst alle wesent-
lichen Unternehmensbereiche. Im Bedarfsfall werden die Aufgaben auch durch ex terne Fir-
men erbracht.
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h) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Überwachung der
Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche Beteiligung be steht?

Entfällt, da keine Tochterunternehmen/Beteiligungen bestehen.

4.  Risikofrüherkennungssystem

a) Hat die Geschäftsleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert und Maßnahmen
ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig erkannt werden können?

Es existieren keine direkt eingeleiteten Maßnahmen bzw. nach Art und Umfang definierte
Frühwarnsignale zur Erkennung bestandsgefährdender Risiken innerhalb eines dokumen-
tierten Risikofrüherkennungssystems. Wesentliches Instrument für die Erken-
nung/Identifizierung bestandsgefährdender Risiken ist hierbei der Wirtschaftsplan, der die
Belastung der Gesellschaft im Zeitablauf abbildet.

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Haben sich
Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden?

Die Maßnahmen reichen nach unserer Auffassung derzeit aus und sind geeignet, ihren
Zweck zu erfüllen. Ein darüberhinausgehendes institutionelles Risikofrüherkennungssystem
im kaufmännischen Sinne besteht nicht.

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert? 

Die Erschließungstätigkeit wurde zum 31.12.2014 abgeschlossen und somit auch keine Be-
richterstattung durch den Projektsteuerer mehr durchgeführt. Die angestoßenen Nacher-
schließungstätigkeiten werden entsprechend dokumentiert.

d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit dem ak-
tuellen Geschäftsumfeld sowie dem den Geschäftsprozessen und Funktionen abgestimmt
und angepasst?

Es wird im Rahmen der Aufsichtsratssitzungen der aktuelle Sachstand vermittelt.

5.  Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate

Der Fragenkreis 5 ist einschlägig, da auf Grund der institutionellen Förderung keine Finan-
zinstrumente u. ä. im obigen Sinne in Anspruch genommen werden.
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6.  Interne Revision

Eine Interne Revision besteht nicht. Einen Teil der Kontrollfunktion übernimmt die Gesell-
schafterversammlung, die durch die Satzung als integrierter Bestandteil Beratungsfunktio nen
wahrnimmt. Bei der Gesellschaft besteht keine eigene Interne Revision. Eine andere Stelle
nimmt diese Funktion ebenfalls nicht wahr. Gemäß Gesellschaftsvertrag ist jedoch festge legt,
dass den örtlichen Prüfungseinrichtungen Einsicht in die Bücher zu gewähren und Aus kunft
zu erteilen ist, soweit dies die Erfüllung von gesetzlichen Aufgaben erfordert. Aus-
kunftsgemäß sind solche Aufgaben von den örtlichen Prüfungseinrichtungen in der Ge sell-
schaft bisher weder wahrgenommen worden noch geplant gewesen.

7.  Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, Satzung, Geschäftsord-
nung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des Überwachungsorgans

Der Gesellschaftsvertrag enthält Bestimmungen über zustimmungspflichtige Rechtsgeschäf-
te und Maßnahmen. Gemäß Gesellschaftsvertrag erbringt die Gesellschaft die Geschäfts füh-
rung als Komplementärin für die Entwicklungsgesellschaft Industriegebiet Halle-Saalkreis
mbH & Co. KG, Halle (Saale) auf der Grundlage von Gesellschafterbeschlüssen bzw. der
sich daraus ableitenden Planung. Der Aufsichtsrat ist beratend und empfehlend für die Ge-
sellschafterversammlung der Gesellschaft in alle beratungs- und beschlussrelevanten The-
men eingebunden und damit institutionelles Instrument für eine integrierte Prüfung der Ord-
nungsmäßigkeit der Geschäftsführungstätigkeit.

a)  Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwachungsorg-
ans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht eingeholt worden
ist?

  Solche Anhaltspunkte haben sich nicht ergeben.

b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa-
chungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt?

 Derartige Kredite werden nicht gewährt.

c)  Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maßnahmen ähn-
liche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen vorgenommen wor den
sind (z. B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)?

 Derartige Anhaltspunkte haben sich nicht ergeben.

d)  Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit Gesetz,
Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des Über-
wachungsorgans übereinstimmen?

Derartige Verstöße haben sich nach unseren Feststellungen und den erteilten Auskünften
nicht ergeben.
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8. Durchführung von Investitionen

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, immaterielle
Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf Rentabili-
tät/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft?

Die angestoßenen Nacherschlie ßungs tätigkeiten werden durch entsprechende Projektsteue-
rer nachgehalten und dokumen tiert.

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preisermittlung
nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Preises zu ermögli chen
(z. B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder Beteiligungen)?

Ausschreibungen wurden durchgeführt und entsprechend dokumentiert.

c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend über-
wacht und Abweichungen untersucht?

Ja, dies erfolgt im Rahmen des Wirtschaftsplanes eine Soll-/Ist-Analyse.

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen Überschreitungen ergeben? Wenn ja, in wel-
cher Höhe und aus welchen Gründen? 

Dies hat sich im Berichtsjahr nicht ergeben.

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach Aus-
schöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden?

 Derartige Anhaltspunkte haben sich nicht ergeben.

9.   Vergaberegelungen

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z. B. VOB,
VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben?

Bzgl. des grundsätzlichen Vergabeverfahrens wird auf obige Ausführungen verwiesen. An-
haltspunkte für offenkundige Verstöße gegen die Vergaberegelungen waren nicht ersicht lich.
Im Berichtsjahr wurden keine Investitionen in das Anlagevermögen getätigt.

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenzangebote
(z. B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt?

Konkurrenzangebote werden grundsätzlich eingeholt und ausgewertet. Kapitalaufnahmen
und Geldanlagen erfolgten im Berichtsjahr nicht.
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10.  Berichterstattung an das Überwachungsorgan

a)  Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet?

Im Geschäftsjahr 2025 fanden drei ordentliche Aufsichtsratssitzungen statt.

Der Aufsichtsrat erhält zu den Aufsichtsratssitzungen einen Bericht der Geschäftsführung
über die wirtschaftliche Lage und Entwicklung der Gesellschaft und der Entwicklungsgesell-
schaft Industriegebiet Halle-Saalkreis mbH & Co. KG. Darüber hinaus erhält der Aufsichtsrat
regelmäßig eine Projektstandsübersicht.

b)  Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des Unterneh-
mens und in die wichtigsten Unternehmensbereiche?

Die Berichterstattung erfolgt an die Kontrollgremien. Sie vermitteln einen zutreffenden Ein-
blick in die wirtschaftliche Lage des Unternehmens, insbesondere der Entwicklungsgesell-
schaft Industriegebiet Halle-Saalkreis mbH & Co. KG.

c)  Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeitnah un-
terrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß ab-
gewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesentliche Unter-
lassungen vor und wurde hierüber berichtet?

Gesellschafter und Aufsichtsrat wurden über wesentliche Vorgänge angemessen und zeit nah
unterrichtet. Ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abgewickelte Ge-
schäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesentliche Unterlassungen haben
wir im Rahmen unserer Jahresabschlussprüfung nicht festgestellt.

d)  Zu welchen Themen hat die Geschäftsleitung dem Überwachungsorgan auf dessen beson-
deren Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)?

Von besonderen Berichterstattungen auf Wunsch des Aufsichtsrats der Gesellschaft haben
wir keine Kenntnis erlangt.

e)  Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z. B. nach § 90 AktG oder
unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war?

Es haben sich keine derartigen Anhaltspunkte ergeben.

f)  Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart? Wur den
Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwachungsorgan erörtert?

Eine D&O - Versicherung für die Komplementärin und deren Geschäftsführer wurde im Sep-
tember 2007 abgeschlossen. Ein Selbstbehalt wurde nicht vereinbart.

g)  Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwachungsorg-
ans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan offengelegt worden?  

Interessenkonflikte wurden nicht festgestellt.
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11.   Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven

a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen?

Die Gesellschaft hat nur geringes, nicht in Liquidität bestehendes Vermögen. Im Rahmen un-
serer Prüfung ist uns nicht be kannt geworden, dass in wesentlichem Umfang nicht betriebs-
notwendiges Vermögen be steht.

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig?

Die Gesellschaft hat kein Vorratsvermögen.

c)  Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu den bi-
lanziellen Werten erhebliche höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Vermögensgegen-
stände wesentlich beeinflusst wird?

Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte für im Vergleich zu den bilanz-
iellen Werten erheblich höheren oder niedrigeren Verkehrswerten der Vermögensgegen stän-
de ergeben.

12.  Finanzierung

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen zusam-
men? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Investitionsverpflich-
tungen finanziert werden?

Die Kapitalstruktur besteht überwiegend aus Eigenkapital (TEUR 500) sowie Fremdkapital in
Form von Rückstellungen (TEUR 32) und Verbindlichkeiten (TEUR 66).

b)  Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der Kreditauf-
nahmen wesentlicher Konzerngesellschaften?

 - entfällt -

c)  In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich Garantien 
 der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die damit ver-        
          bundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wur den?

Die Gesellschaft hat nach den uns erteilten Auskünften öffentliche Finanzmittel im Rahmen
der bundesweiten STARK-Förderung erhalten. Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben,
dass Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wurden.



Anlage 6
Fragenkatalog nach § 53 HGrG zum 31.12.2025  Seite 9

Entwicklungs- und Verwaltungsgesellschaft 

13.   Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapitalausstat tung?

Finanzierungsprobleme aufgrund der Eigenkapitalausstattung bestehen nicht. Die Eigenka-
pitalquote beträgt 83,5 % (Vj.: 75,0 %). Im Geschäftsjahr 2008 wurde in Anbetracht der Aus-
weitung der Geschäftstätigkeit der Entwicklungsgesellschaft eine Vereinbarung zum Ersatz
der Auslagen für die Geschäftsführungstätigkeit der Gesellschaft geschlossen.

b)  Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit der wirt-
schaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar?

Der Jahresüberschuss soll in die Kapitalrücklage eingestellt werden. Dies ist mit der wirt-
schaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar.

14.  Rentabilität/Wirtschaftlichkeit

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens nach Segmenten zusammen?

Eine Segmentergebnisrechnung wurde nicht erstellt.

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt?

 Das Jahresergebnis ist nicht durch einmalige Vorgänge geprägt.

c)  Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leistungsbezie-
hungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern eindeutig zu unan-
gemessenen Konditionen vorgenommen werden?

Derartige Anhaltspunkte haben sich im Rahmen unserer Prüfung nicht ergeben.

d Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet?

 Konzessionsabgaben bestehen nicht.

15.  Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von Bedeutung
waren, und was waren die Ursachen der Verluste? 

Einzelne Verlustgeschäfte waren nicht erkennbar.

b)  Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um welche Maß-
nahmen handelt es sich?

  Entfällt, da einzelne verlustbringende Geschäfte im Berichtsjahr nicht festgestellt wurden.
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16. Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung der Ertragslage

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages?

 Es besteht ein Jahresüberschuss.

b)  Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage des Un-
ternehmens zu verbessern?

Derzeit sind keine derartigen Maßnahmen beabsichtigt/geplant. Mit der Entwicklungsgesell-
schaft Industriegebiet Halle-Saalkreis mbH & Co. KG ist eine Vereinbarung zum Ersatz der
Auslagen für die Geschäftsführungstätigkeit der Gesellschaft geschlossen worden. Hier nach
wurden im Berichtsjahr TEUR 124 erstattet.
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Rechtliche Verhältnisse

Firma: Entwicklungs- und Verwaltungsgesellschaft Halle-Saalkreis mbH

 Satzung:  in der Fassung vom 26. November 2009

Sitz: Rathausstraße 7,06108 Halle (Saale)

Stammkapital:  25.000,00 EUR

Registereintrag: Amtsgericht Stendal, HRB 213182 

Gegenstand des Unternehmens:      Der Erwerb und die Verwaltung von Beteiligungen an Handelsge sell-
schaf ten sowie die Übernahme der persönlichen Haftung und Ge-
schäftsfüh rung bei diesen, insbesondere die Beteiligung als persönlich
haftende geschäftsführende Gesellschafterin der Entwicklungsgesell-
schaft In dustriegebiet Halle-Saalkreis mbH & Co. KG in Halle (Saale).
Dane ben Erwerb, Erschließung, Bewirtschaf tung, Entwicklung, Ver-
waltung und Vermietung von Immobilien sowie Übernahme aller damit
in Zu sammen hang stehenden Aufgaben.

Geschäftsführung: Herr Robert Weber

Größenmerkmale: 

Berichtsjahr Vorjahr

Umsatzerlöse in € 497.588,32 561.734,83

Bilanzsumme in € 598.422,86 569.035,40

Ø-Anzahl Arbeitnehmer 7 8

Die Gesellschaft ist im Geschäftsjahr eine kleine Kapitalgesellschaft i.S. von § 267 HGB.

Finanzamt: Halle (Saale)

Steuernummer: 110/112/42849






	Hauptbericht
	Prüfungsauftrag
	1. Prüfungsauftrag

	Grundsätzliche Feststellungen
	2. Grundsätzliche Feststellungen
	2.1 Lage des Unternehmens
	2.1.1 Stellungnahme zur Lagebeurteilung der gesetzlichen Vertreter
	2.1.2 Beurteilung der Lage und der künftigen Entwicklung

	Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung
	3. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung
	3.1 Gegenstand der Prüfung
	3.2 Art und Umfang der Prüfungsdurchführung

	Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung
	4. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung
	4.1 Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung
	4.1.1 Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen
	4.1.2 Jahresabschluss
	4.1.3 Lagebericht
	4.2 Gesamtaussage des Jahresabschlusses
	4.2.1 Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses
	4.2.2 Bewertungsgrundlagen
	4.3 Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
	4.3.1 Vermögenslage und Kapitalstruktur
	4.3.2 Finanzlage
	4.3.3 Ertragslage

	Feststellungen gemäß § 53 HGrG
	5. Feststellungen gemäß § 53 HGrG

	Wiedergabe des Bestätigungsvermerks und Schlussbemerkung
	6. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks und Schlussbemerkung

	Anlagen
	Anhang
	Lagebericht
	Bestätigungsvermerk/Bescheinigung
	Fakultative Anlagen
	Allgemeine Auftragsbedingungen


 
   14.48
   913206
   10114
   20250101
   300
   Anhang
   0
   0
   0
   50
   Status 2025*FEH*B1A0
   2024-04-01
   Kern
   2026-05-21T08:44:29
   
     
     
     
       iso4217:EUR
    
     
       xbrli:pure
    
     Entwicklungs- und Verwaltungsgesellschaft
     
       
    
     
     
     
     
     
     
       
    
     
       
    
     
       
       
    
     
       
    
     
       
    
     
       
    
     
       
    
     
       
    
     2025-01-01
     2025-12-31
     2025-12-31
     598422.86
     587887.16
     349700.33
     238186.83
     128229.67
     73078.72
     36878.44
     5343.00
     8.00
     8.00
     5335.00
     5335.00
     5192.70
     598422.86
     32204.38
     32204.38
     499706.88
     401554.99
     73151.89
     25000.00
     25000.00
     66511.60
     34822.07
     34822.07
     34822.07
     31689.53
     31689.53
     73151.89
     73151.89
     6266.35
     6266.35
     66885.14
     4673.67
     4673.67
     721387.89
     353130.31
     353130.31
     497588.32
     497588.32
     148711.25
     5982.21
     133859.84
     8869.20
     576929.88
     563868.73
     13061.15
     501117.83
     416786.38
     84331.45
     -0.40
     
       
         913206/10114
      
       
         2025-01-01
         2025-12-31
      
    
     
       
         913206/10114
      
       
         2025-12-31
      
    
  



Mit Anpassung des Dokuments in Abschlussprüfung / Bilanzbericht wird bei der PDF-Erstellung ein zusätzlicher XML-Datensatz erzeugt und als Anhang in das jeweilige PDF-Dokument integriert. Der XML-Datensatz wird benötigt, um bei der elektronischen Übermittlung der Abschlussdaten an Banken über den Assistenten „Abschlussdaten an Banken senden“ programmseitig die Übereinstimmung zwischen den PDF-Auswertungen und den an die Banken über das neue Standardverfahren „Digitaler Finanzbericht“ zu übermittelnden Daten im XBRL-Standardformat prüfen zu können (Feststellung der sog. „materiellen Identität“). Somit entfällt zusätzlicher Aufwand für einen manuellen Abgleich.

